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Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit:

Problemzone 
Ostdeutschland?
Die Ostbeauftragte der Bundesregierung, Iris  Gleicke,  
hat die Studie „Rechtsextremismus und Fremdenfeind
lichkeit in Ostdeutschland – Ursachen, Hintergründe, 
 regionale Kontextfaktoren“ am 18. Mai 2017 der Öffent
lichkeit  vorgestellt und damit eine Kontroverse ausgelöst. 

Das Göttinger Institut für De
mokratieforschung unter der 
Leitung von Professor Dr. Franz 
Walter hat die Studie in ihrem 
Auftrag erstellt. Das Fazit: 
Fremdenfeindlichkeit und 
Rechtsextremismus sind eine 
ernste Bedrohung – eine einfa
che Erklärung gibt es nicht und 
kann es auch nicht geben. Es 
gilt deshalb, mögliche Ursa
chen aufzudecken und offen
zulegen, um so zu verstehen, 
was in Ostdeutschland ge
schieht, und entsprechende 
Gegenmaßnahmen ergreifen 
zu können. Deshalb hat Gleicke 
2016 das Göttinger Institut für 
Demokratieforschung mit ei
ner Studie zu den Ursachen 
von Rechtsextremismus und 
Fremdenfeindlichkeit in Ost
deutschland beauftragt. 

Insbesondere die Zusammen
hänge auf regionaler Ebene 
sind bisher noch nicht hinrei
chend untersucht worden.  
Ein Schwerpunkt der Unter
suchung lag deshalb auf der 

 Analyse regionaler Prozesse 
und Besonderheiten in Ost
deutschland. 

 < Regionale Faktoren  
berücksichtigen

Die Ergebnisse der umfangrei
chen Untersuchung sind be
merkenswert. Die Forscher 
kommen zu folgendem Be
fund: „Den“ Rechtsextremis
mus in Ostdeutschland gibt es 
nicht. Rechtsextremismus ist 
demnach nicht allein ein Ost
WestProblem, sondern auch 
ein StadtLandProblem, das 
befördert werden kann durch 
spezifische regionale Faktoren, 
die in Ostdeutschland stärker 
ausgeprägt sind als im Westen. 
Es gibt offenbar, nicht in ganz 
Ostdeutschland, aber schon in 
gewissen Regionen, eine histo
risch gewachsene Neigung zu 
Fremdenfeindlichkeit und 
rechtsextremen Denken. Die 
Studie hat zudem bestätigt, 
dass die Lokalpolitik und das 
Verhalten der regionalen Be

hörden von großer Bedeutung 
sind. Von ihrem Verhalten 
hängt – sowohl positiv wie 
auch negativ – sehr viel ab. Die 
Lösung des Extremismuspro
blems liegt demnach vor Ort. 

Um aus den Ergebnissen kon
krete Schlussfolgerungen zu 
ziehen, laufen im Auftrag der 
Ostbeauftragten der Bundes
regierung derzeit Gespräche 
mit den Autoren der Studie: 
Basierend auf den Ergebnissen 
ihrer Untersuchung sollen in 
einer Art „Best Practice“ posi
tive Beispiele für einen erfolg
reichen regionalen Kampf ge
gen Rechtsextremismus in 
Ostdeutschland aufgezeigt 
und ihre Erfolgsfaktoren dar
gelegt werden.

Nach ihrer Veröffentlichung 
hat die Studie aber auch zu ei
ner Kontroverse über deren 
Methodik geführt. 

Der Generalsekretär der CDU 
Sachsen, Michael Kretschmer, 

warf der Studie im Hessischen 
Rundfunk vor, pauschale Vor
würfe über Ostdeutsche zu
sammengetragen: „Es gibt un
glaublich viel Engagement in 
der Bürgerschaft für Flüchtlin
ge, für Menschen, die in Not 
sind, und das wird alles in den 
Dreck getreten“, so Kretsch
mer. Auf der Grundlage von 
40 Interviews werde ein Urteil 
über 16 Millionen Menschen in 
Ostdeutschland gefällt.

 < Kritik an der Methode

Die Tageszeitung „Die Welt“ 
kritisierte, dass die Anonymi
sierung der Interviewgeber es 
schwierig mache einzuschät
zen, welche Bedeutung die 
Aussagen der befragten Perso
nen hätten. Zudem könne die 
Herkunft einiger Zitate nicht 
einwandfrei zugeordnet wer
den. So werde zum Beispiel ein 
Mitarbeiter der sächsischen 
Landeszentrale für politische 
Bildung anonymisiert zitiert, 
über dessen angebliche Äuße
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rungen in der Landeszentrale 
selbst Verwunderung herrscht 
– derartige Positionen seien im 
Hause unüblich. 

Das Forscherteam hingegen 
verteidigt seine Vorgehens
weise auf der Internetseite  
des Instituts für Demokratie
forschung: „Alle Interview
passa gen stammen von realen 
 Akteuren/innen. Die Inter
views wurden von den Auto
ren/innen der Studie auf 
 Tonband aufgenommen, tran
skribiert und analysiert.“ Auch 
im Fall des angeblich erfunde
nen Mitarbeiters der Landes
zentrale handle es sich um eine 
Verfremdung. „Forschungen  
in  einem solchen, besonders 
schwierigen Feld werden 
schlicht nicht mehr möglich 
sein, wenn notwendige Ano
nymisierungen auf perfide 
Weise als ‚Erfindungen‘ titu
liert werden“, so die Forscher. 
Der „Welt“Artikel sei Teil einer 
schädigenden „Kampagne“.

Auch die Beauftragte der Bun
desregierung für die neuen 
Länder, Iris Gleicke, nimmt  
die Studie in Schutz: „Ich sehe 
keinen Grund für Zweifel an 
Inhalt und Methodik der Stu 
die des Göttinger Instituts für 

Demokratieforschung. Und  
ich bleibe dabei: Ursachen
forschung ist wichtig und 
 unentbehrlich.“ Der Verfas
sungsschutzbericht zeige die 
Faktenlage bei den rechtsmoti
vierten Gewalttaten. Knapp 
50 Prozent der 1 408 rechts
motivierten Gewalttaten aus 
dem Jahr 2015 wurden in Ost
deutschland verübt. „Das ist 
ein Problem und dieses darf 
nicht kleingeredet oder ver
leugnet werden“, so Gleicke. 
„Ursachen müssen schonungs
los und ohne Tabus aufgedeckt 
und offengelegt werden, denn 
Fremdenfeindlichkeit und 
Rechtsextremismus sind eine 
ernste Bedrohung für den 
 sozialen Frieden und die wirt
schaftliche Entwicklung in 
 Ostdeutschland.“

 < Vorgehen verteidigt

Diese Ursachenforschung sei 
Inhalt und Zielsetzung der Stu
die. Ursachenforschung könne 
selbstverständlich nur dort er
folgen, wo die Probleme von 
rechtsextremen Vorfällen vor 
Ort bestehen. 

Die erhobenen Vorwürfe, es 
seien Interviewpartner im Rah
men der Studie erfunden oder 

fingiert worden, weist Gleicke 
mit Nachdruck zurück: „Diese 
Unterstellungen sind unzutref
fend. Das Göttinger Institut für 
Demokratieforschung hat zu 
den Vorwürfen bereits Stellung 
genommen und dargelegt, 
dass selbstverständlich alle 
 Interviewpassagen von tat
sächlichen Akteuren vor Ort 
stammen, aber die Namen der 
interviewten Personen ver
fremdet oder anonymisiert 
wurden, sofern diese Personen 
keine ausdrückliche Freigabe 
zur Nennung des Klarnamens 
erteilt haben.“ 

 < Präventiver Opferschutz

Eine Verfremdung oder Ano
nymisierung sei beim Thema 
Rechtsextremismus völlig 
 normal. Wer sich klar gegen 
Rechts positioniere, könne Op
fer von rechter Gewalt werden. 
Da sei es völlig verständlich, 
wenn nicht die Klarnamen ver
wendet würden. Diese Vorge
hensweise anzukreiden zeige, 
wie wenig Verständnis für das 
Problem Rechtsradikalismus 
vorhanden sei. 

Zum Schutz der Gesprächs
partner bei diesem sensiblen 
Thema habe es mehrere Stufen 

von Anonymisierung gegeben: 
Die Verfremdung lasse sich un
schwer erkennen, wenn auf 
Vornamen verzichtet wurde, 
also beispielsweise von einem 
„Herrn Menke“ oder einer 
„Frau Laski“ die Rede sei. In 
 anderen Fällen seien Beschrei
bungen wie „lokaler politischer 
Akteur“ verwendet worden.

Um für jeden, und auch für 
Nichtsozialwissenschaftler, 
ganz zweifelsfrei nachvollzieh
bar zu machen, welche Perso
nen, die für die Studie inter
viewt wurden, anonymisiert 
wurden und welche unter ih
rem Klarnamen zitiert werden, 
wurden in der jetzt erhältli
chen überarbeiteten Fassung 
der Studie explizite Kennzeich
nungen an den relevanten Stel
len ergänzt.

Die aktuelle Fassung der Studie 
kann im Internet unter https://
goo.gl/XXSdqi kostenlos her
untergeladen werden.
 br
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VBE MecklenburgVorpommern:

Inklusion braucht Zeit
„Lassen Sie uns gemeinsam überlegen …“ Diese Aufforderung äußerte  Bildungsministerin  
Birgit Hesse im Gespräch mit dem geschäftsführenden Vorstand des Verbands Bildung und  
Erziehung MecklenburgVorpommern (VBE MV) am 9. Mai. 

Beim Thema Weiterentwick
lung der gymnasialen Ober
stufe zeigte sich, dass die je
weiligen Überlegungen in  
eine ähnliche Richtung gehen: 
 „Bevor die Frage nach der Dau
er des gymnasialen Bildungs
zweigs auf den Tisch kommen 
soll, muss sich darüber verstän
digt werden, welche inhaltli
chen Bestandteile für das Abi
tur obligatorisch sein sollen“, 
so Michael Blanck, Landesvor
sitzender des VBE. 

Auch beim Thema Einstel
lungsverfahren zeichneten sich 

Gemeinsamkeiten zwischen 
den Positionen des VBE und 
denen des Ministeriums ab: 
Dringend müsse der Arbeitge
ber die Voraussetzungen schaf
fen, den leidigen Zustand zu 
überwinden, bei dem viele der 
im Land ausgebildeten Refe
rendarinnen und Referendare 
nicht zum Auswahlverfahren  
für offene Lehrerstellen zuge
lassen werden können.

Bezüglich des Themas Inklusi
on betonte Blanck, dass Förder
schullehrkräfte, die aufgrund 
der sukzessiven Schließung 

 ihrer Schulen auch an Grund
schulen versetzt werden, Ge
fahr laufen, durch die Rück
grup pierung deutlichen Nach 
teilen zu unterliegen. Blanck 
regte an, den Unterricht in den 
DFKKlassen zum sonderpäda
gogischen Förderbedarf zu 
rechnen, sodass viele Kollegen 
damit die Gelegenheit erhal
ten, über 50 Prozent als Förder
schullehrkraft zu arbeiten.

Das Land soll bei Förderschul
lehrkräften darauf achten, aus 
einer Versetzung an die Grund
schule in den nächsten beiden 

Jahren eine Abordnung zu 
 machen. Damit würde eine 
doppelte Benachteiligung ver
hindert: die drohende Rück
gruppierung und eine neu be
ginnende Stufenlaufzeit von 
fünf Jahren für das mögliche 
Erreichen der Entgeltstufe 6.

Der Vorstand des VBE mahnte 
überdies die frühzeitige Im
plementierung von Schulge
sundheitsfachkräften an und 
verwies auf die absehbare zu
sätzliche Belastung der Lehr
kräfte bei der Umsetzung der 
Inklusionsstrategie, wenn die

Verhandlungen zur Besoldungsanpassung:

Arbeit muss  
honoriert werden
Auf der Personalversammlung des Finanzamtes 
Rostock am 3. Mai 2017 hat der dbb Landesvorsit
zende Dietmar Knecht in seinem Grußwort an die 
Beschäftigten im Beisein von Finanzminister Ma
thias Brodkorb ein Bekenntnis der Landesregie
rung zu ihrer Beamtenschaft gefordert.

Laut Knecht wäre die zeit und 
wirkungsgleiche Übertragung 
des Tarifabschlusses mit der 
TdL ein wichtiger Schritt. „Seit 
2013 ist es der Politik nicht 
mehr gelungen, Tarifergebnisse 
zeit und wirkungsgleich auf 
die Beamtenschaft zu übertra
gen. Dazu kommen nicht ge
brauchte Personalmittel seit 
2003 sowie durchweg positive 
Haushaltsabschlüsse mit einer 
Gesamtsumme von 2,5 Milliar
den Euro“, so Knecht. „Jede 
 Beamtin, jeder Beamte hat 

 seinen Anteil zum Wohlerge
hen MecklenburgVorpom
merns beigetragen, dies gilt  
es nun zukunftsfest zu hono
rieren.“

 „Wir konnten Ende April in 
zwei konstruktiven Verhand
lungen den Minister dafür sen
sibilisieren, dass besoldungs
technische Experimente und 
prognostische Vorwegnahmen 
von Tarifabschlüssen in die 
Mülltonne gehören und be
kräftigen unseren festen Wil

len zur Einigung“, betonte der 
dbb Landesvorsitzende. 

Der Finanzminister hat inzwi
schen eine wirkungsgleiche 
Übertragung des Tarifergebnis
ses in Aussicht gestellt. Wir
kungsgleich bedeute allerdings 
nicht eine EinszuEinsÜber
tragung. Wer dies fordere, 
müsse den Angestellten erklä
ren, warum die Schere zwi
schen ihnen und den Beamten 
weiter auseinandergehen solle. 
Hintergrund sei, dass die Be
amten weder Rentenbeiträge 
noch Arbeits losenversicherung 
abführen müssten. Ihre Netto
einkommen würden also bei 
gleicher Erhöhung stärker stei
gen, so der Minister. Hier müs
se man den  wichtigen Punkt 
der Altersvorsorge berücksich
tigen. Die Angestellten hätten 

sich in den vergangenen Jahren 
stärker an der Finanzierung ih
rer betrieblichen Altersvorsor
ge beteiligt, wogegen die ge
setzliche Regelung bei den 
Beamten auslaufe. Der Finanz
minister nahm wohlwollend 
zur Kenntnis, dass auch die op
positionelle Linksfraktion im 
Landtag die Fortführung der 
Versorgungsrücklage für 
selbstverständlich hält. 

Das Gesetz über die Anpassung 
der Beamtenbezüge, das im Er
gebnis der Verhandlungen mit 
dem dbb und den anderen Ge
werkschaften vorgelegt wird, 
muss vom Landtag gebilligt 
werden. Von den Verhandlun
gen sind in MecklenburgVor
pommern 16 500 Landesbeam
te und 2 200 kommunale 
Beamte betroffen. 
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se nicht mit Augenmaß voran
getrieben werde. Zusätzliche 
Belastungen entstünden be
reits dort, wo Inklusionsfort
bildungen für Schulen ver
pflichtend seien. Viele kleine 
Schulen, besonders in den öst
lichen Landesteilen, müssten 
hierzu Lehrkräfte zur Fortbil

dung schicken, obwohl sie 
 bereits unbesetzte Stellen im 
Kollegium hätten.

„Wie wäre es, wenn wir ge
meinsam am Modell 25 plus 2 
weiterdenken“, lud Michael 
Blanck die Chefin der über 
12 000 Lehrerinnen und Lehrer 

im Land ein. Das Modell sieht 
vor, dass Lehrkräfte bei einer 
Bezahlung von 27 LWS 25 Stun
den Unterricht geben und für 
weitere zwei Stunden für Ver
tretungsunterricht zur Verfü
gung stehen. „Damit hätten 
die Schulen genau die passen
den Fachkräfte für auftreten

den Unterrichtsausfall“, 
 argumentiert Blanck, „und  
die Lehrerinnen und Lehrer 
 wären merklich entlastet.“  
Vor dem Hintergrund der Ein
führung inklusiver Beschulung 
und den damit verbundenen 
zusätzlichen Anforderungen 
für alle Lehrkräfte seien solche 
Maßnahmen ernsthaft zu dis
kutieren.

Deutliche Kritik übte der VBE 
am derzeitigen Stand des Un
terrichtsportals auf der Web
site des Ministeriums. Es fehle 
an Systematik und Übersicht
lichkeit und verfehle damit sei
nen Zweck. Die Anregungen 
wurden gerne aufgenommen. 
Der VBEVorstand lud die Mi
nisterin zum Norddeutschen 
Lehrertag im Herbst 2017 nach 
Schwerin ein. „Den Termin 
habe ich schon mal geblockt“, 
so Hesse. 

< Knecht gratuliert neuer Bundesjugendleiterin

Am 12. Mai 2017 wählten die  180 Delegierten des 18. Bundesju
gendtags in Berlin Karoline Herrmann (Landesjugendleiterin der 
komba mv) zur neuen Vorsitzenden der dbb jugend bund. Die 
27jährige Kommunalbeamtin aus Schwerin, die beim Landkreis 
Nordwestmecklenburg beschäftigt ist, wurde mit 93,3 Prozent der 
Stimmen an die Spitze der dbb Nachwuchsorganisation gewählt. 
Darüber freut sich auch dbb Landesvorsitzender und ehemaliger 
Bundesjugendleiter Dietmar Knecht: „Die Wahl zeigt die tiefe Ver
wurzelung unseres Landesbundes auf der Bundesebene. Nachdem 
Bundeskanzlerin Angela Merkel und ExBundespräsident Joachim 
Gauck aus MecklenburgVorpommern kommen, war es an der Zeit, 
dass mit der Wahl von Karoline Herrmann wieder ein wichtiges 
Bundesamt in die Hände einer Mecklenburgerin gelegt wird“, 
meinte Knecht mit einem Augenzwinkern. Der dbb mv beglück
wünscht Karoline Herrmann und wird ihre wichtige Tätigkeit bei 
der Jugendarbeit und Nachwuchsgewinnung nach Kräften unter
stützen. Im Bild von links: Dietmar Knecht mit Karoline Herrmann 
(komba), Susanne Wienke (DSTG), Liv Grolik und Andrej Tielebein 
(beide DPolG). 

< Unterstützung für Demokratiebahnhof Anklam

Am 13. Mai 2017 fand am Demokratiebahnhof in Anklam ein Fami
lienfest statt. Der Demokratiebahnhof ist ein Jugend und Kultur
zentrum, das seit 2014 von jungen Menschen ehrenamtlich orga
nisiert wird. Es ist zu einem Vernetzungs und Begegnungsort für 
Kinder, Jugendliche und Erwachsene geworden, bei dem Mitbe
stimmung und Engagement im Mittelpunkt stehen. Jugendliche 
können hier ihre Ideen ausprobieren und ihren Lebensraum eigen
verantwortlich gestalten. Es finden regelmäßig Vorträge, Diskussi
onsrunden, Film und Musikabende statt. Vereine und Initiativen 
können sich in den Räumen des Bahnhofs treffen. 

Der dbb mv wurde auf das Projekt aufmerksam, als man nach 
 einem guten Verwendungszweck für die Einnahmen aus der 
 Tombola suchte, die auf der Abendveranstaltung im Rahmen des 
7. Landesgewerkschaftstages des dbb mv im April in Stavenhagen 
stattgefunden hat. Durch Vermittlung des Landesjugendrings 
wurde der Kontakt hergestellt und so konnte der dbb Landesvor
sitzende Dietmar Knecht am 13. Mai auf dem Familienfest einen 
symbolischen Scheck in Höhe von 650 Euro überreichen.

„Wir freuen uns sehr darüber, dass der Beamtenbund unser Projekt 
unterstützen möchte, herzlichen Dank dafür!“, so Claudia Gaschler 
vom Demokratiebahnhof. 

 < Das offene Ohr der Ministerin und kritischkonstruktive Beiträge machten das erste Treffen zum Gewinn für beide 
Seiten – auch wenn die VBESchultüte statt Süßigkeiten nur einen Zettel mit Hausaufgaben enthielt.
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Landesfrauenrat MV e. V.:

Delegiertenkonferenz  
wählt neuen Vorstand 
Am 4. Mai 2017 hatte 
der Landesfrauenrat 
(LFR) seine 45 Mitglieds
verbände zur Delegier
tenkon ferenz nach 
Güstrow eingeladen. 
Für die dbb landesfrau
envertretung nahm 
 deren Vorsitzende 
 Brigitte Schroeder an 
der Veranstaltung teil.

Auf der Tagesordnung standen 
der Jahresbericht 2016 des Vor
standes, die Auswertung der 
Klausurtagung sowie ein Aus
blick auf die Planungen 2017. 
Nach Aussprache und Diskus
sion sowie Finanzbericht und 
Bericht der Kassenprüferin er
folgten die Entlastung des al
ten und die Wahl eines neuen 
Vorstandes.

In ihrem Grußwort an die Dele
gierten betonte die Ministerin 
für Soziales, Integration und 
Gleichstellung des Landes 
MecklenburgVorpommern, 
Stefanie Drese, die gute Zu
sammenarbeit mit dem Frau
ennetzwerk und dem Landes
frauenrat. Zu den wichtigen 
Themen in ihrem Ministerium 
gehört laut Drese die Förde
rung der Kitas mit dem Ziel der 
Abschaffung der Beiträge. Ein 
erster Schritt in diese Richtung 
ist die für 2018 geplante Ab
senkung der Beiträge um 50 
Euro und die Beitragsfreistel
lung ab dem dritten Kind. Wei
tere Schwerpunkte sieht die 
Ministerin in der Überarbei
tung des Kindertagesförde
rungsgesetzes (KiföG MV), 
aber auch in der Ausbildung 
von spezifischen Fachkräften 
in Kindertagesstätten, insbe
sondere im frühkindlichen Bil

dungsbereich. Im Sozialbereich 
ist die Pflege ein wichtiger 
Schwerpunkt, dabei die Um
setzung des Bundespflegege
setzes in MV, insbesondere 
hinsichtlich der finanziellen 
Unterstützung der Landkreise 
und der Verbesserung der Be
rufsbedingungen der Pflege
kräfte. Zum Thema Gleichstel
lung erfolgten gegenwärtig 
Abstimmungen und statisti
sche Erhebungen in allen Mi
nisterien, so die Ministerin. 
Über den Koalitionsvertrag 
 hinaus sei es notwendig, die 
Gleichstellungskonzeption der 
Landesregierung fortzuschrei
ben. 

In der Berichterstattung des 
Vorstandes des LFR für 2016 
wurden gleichstellungspoliti
schen Ziele herausgearbeitet, 
unter anderem die Gleichstel
lung in allen gesellschaftli
chen Bereichen, die Verbesse
rung der Rahmen bedingungen 
für eine gleichstellungsorien
tierte Familienpolitik und 
 vereinbarkeitsorientierte 
 sowie geschlechtergerechte 
Arbeitsmarkt und Wirt
schaftspolitik in MV sowie 
die Motivation der Frauen 
zum ehrenamtlichen Engage
ment. Ebenso will der LFR sei
ne Fachexpertisen in politi

sche und gesellschaftliche 
Prozesse einbringen.

Darüber hinaus wurde über 
einzelne Aktivitäten berichtet. 
So fand am 11. Mai 2016 im 
Schweriner Landtag unter der 
Schirmherrschaft von Land
tagspräsidentin Sylvia Bret
schneider ein Aktionstag unter 
dem Motto „Wir wollen mehr 
– Frauen im Landtag“ statt. 
Dazu waren der LFR und seine 
Mitgliedsverbände in den So
zial und Bildungsausschuss 
geladen und haben an den öf
fentlichen Anhörungen zum 
Gleichstellungsreformgesetz 
und zum Schwangerschafts
konfliktgesetz teilgenommen.

Die Zusammenarbeit mit den 
frauen und gleichstellungspo
litischen Sprecherinnen der de
mokratischen Parteien wird als 
vertrauensvoll und fruchtbrin
gend für die Arbeit des LFR ein
geschätzt. Zur Landtagswahl 
hatte die AG Wahlen Forderun
gen an die Parteien übermit
telt und dabei insbesondere 
auch die Forderung des LFR 
nach einem „Landesprogramm 
für ein geschlechtergerechtes 
MV“ thematisiert, die aller
dings keinen Eingang in die 
Wahlprogramme der Parteien 
fand. Daher hat der LFR nach 

der Landtagswahl die Koaliti
onspartner in einem Schreiben 
erneut mit den Erwartungen 
des LFR in Bezug auf die Frau
en und Gleichstellungspolitik 
der neuen Landesregierung 
konfrontiert. Um seine Ziele im 
Umfeld der Bundestagswahl 
stärker in den Fokus der Politik 
zu rücken, wird der LFR über 
eine Postkartenaktion Forde
rungen an die Parteien über
mitteln. 

Nach der Aussprache zum Jah
resbericht erfolgten die Entlas
tung des Vorstandes und die 
Wahl eines neuen Vorstandes 
mit der neuen Vorsitzenden 
 Ulrike Bartel und ihrer Stellver
treterin Kathrin Schmuhl sowie 
fünf Beisitzerinnen. Für das 
Amt der Kassenprüferinnen 
wurden die Vorsitzende der 
Landesfrauenvertretung des 
dbb mv, Brigitte Schroeder, 
und Brigitte Pleß vorgeschla
gen und gewählt. Die neue 
Vorsitzende dankte abschlie
ßend allen engagierten Frauen 
und Männern, die gemeinsam 
mit dem Vorstand und der Ge
schäftsführung in den unter
schiedlichsten Fachzusammen
hängen an der Umsetzung der 
Ziele des Frauennetzwerks im 
Sinne der Gleichstellungspoli
tik mitarbeiten. 

 < Die neue Vorsitzende des LFR, Ulrike Bartel (Dritte von rechts), mit den Vorstandsmitgliedern.
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vhw mecklenburgvorpommern:

25jähriges Bestehen gefeiert
Am 9. März 1992 gründete Peter Kosfeld in Wismar den Verband Hochschu
le und Wissenschaft MecklenburgVorpommern (vhw mv). Aus diesem 
 Anlass fand am 25. April 2017 in Rostock eine Jubiläumsveranstaltung statt.

Traditionell koppelt der vhw 
mv seine Vertreter bezie
hungsweise Mitgliederver
sammlungen schon seit vielen 
Jahren mit einem interessan
ten Rahmenprogramm. Dieses 
Mal hatten die teilnehmenden 
Mitglieder die Gelegenheit, 
ausgewählte Forschungsein
richtungen der Agrar und Um
weltwissenschaftlichen Fakul
tät der Universität Rostock 
kennenzulernen. Gastgeber 
war Prof. Dr.Ing. Henning 
Bombeck. Er ist seit 1999 Inha
ber der Professur Siedlungsge
staltung und ländliche Bauwer
ke an der Fakultät und selbst 
Mitglied im vhw mv. Die Teil
nehmer besichtigten an die
sem Nachmittag zwei For
schungslabore der Fakultät. 
Prof. Dr. rer. nat. Harry W. Palm 
zeigte im sogenannten Fisch
glashaus den Bereich Aquakul

tur und SeaRanching. Hier 
forscht man an nachhaltigen 
und effizienten Kreisläufen zur 
Aufzucht von Fischen in Ver
bindung mit dem Anbau von 
Pflanzen. Im neuen Gebäude 
der Agrartechnologie und Ver
fahrenstechnik erläuterten Ca

rolin Klatt, MSc., und Dr. agr. 
Jörg Burgstaler Verfahren zur 
Gewinnung von Biogas aus 
Bioabfallprodukten. 

Der Gastgeber leitete mit sei
nem Grußwort in die eigentli
che Vertreterversammlung 

über. Unter Leitung des Lan
desvorsitzenden Prof. Dr.Ing. 
Manfred Krüger legte der Lan
desvorstand Rechenschaft 
über die im Jahr 2016 geleiste
te Arbeit und die entsprechen
den Ereignisse ab. Ergänzt wur
den diese Ausführungen von 
einem Bericht des Gründungs
vorsitzenden des vhw mv, 
 Peter Kosfeld, zur Tätigkeit der 
Landesseniorenvertretung des 
dbb mv, der er angehört. Die 
Vertreterversammlung entlas
tete den Vorstand, wählte an
schließend eine Kassenprüferin 
nach und verabschiedete eine 
Ergänzung der vhwSatzung. 
Bei der Abendveranstaltung im 
Rostocker Restaurant „Klock 8“ 
bereicherte der dbb Landesvor
sitzende Dietmar Knecht die 
Veranstaltung mit aktuellen 
Informationen, unter anderem 
über die abgeschlossene Tarif
runde mit der TdL und die 
 Verhandlungen über eine 
 mögliche Übertragung des 
 Ergebnisses auf den Beamten
bereich. 

vbba jugend:

Infos für Studierende
Im September 2016 haben Mitglieder der vbba 
die neuen Studierenden des Einstellungsjahrgan
ges 2016 sowie die Studierenden des Einstellungs
jahrganges 2014 an der Hochschule der Bundes
agentur für Arbeit (HdBA) am Standort Schwerin 
zum Trimesterstart in Empfang genommen. 

Im Ergebnis dieser Begrüßung 
wurden über 30 Nachwuchs
kräfte zu Mitgliedern der vbba. 
Am 15. Mai 2017 sind Elko Beier, 
Patrick Eberitsch (vbba bundes
jugendleitung), Doreen Kirchner 
und Kyra Kasulke erneut an die 
HdBA in Schwerin gefahren. Un
ter Mitwirkung des dbb Landes

vorsitzenden Dietmar Knecht 
wurde nach dem Motto „Prä
senz zeigen!“ erneut ein Infor
mationsstand der vbba betreut. 
Die im September geworben 
Neumitglieder hatten somit die 
Möglichkeit, sich hier mit den 
„alten Hasen“ auszutauschen 
und Fragen zu stellen.

Auch die noch nicht gewerk
schaftlich organisierten 
Nachwuchskräfte zeigten 
großes Interesse an gewerk
schaftlichen Themen. Das 
„Präsenz zeigen“ hat sich 
 gelohnt. Sieben weitere 
Nachwuchskräfte sind seit 

dem 15. Mai 2017 Mitglied 
der vbba.

Nach dieser erfolgreichen Ak
tion freuen sich die Akteure 
schon auf neue Studierende 
und den Einstellungsjahrgang 
2015 im September 2017!  

 < Pflanzen im Fischglashaus: Mitglieder des vhw mv informierten sich 
über Aquakultur und SeaRanching.

 < Die vbba jugend im Gespräch mit den Studierenden.
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SBB Frauenvertretung:

Leistung ist keine Frage  
des Geschlechts
Zur Beurteilungs und Beförderungspraxis im öffentlichen Dienst haben 
sich Expertinnen und Experten ausgetauscht und diskutiert. Die 13. Frau
enpolitischen Fachtagung unter dem Motto „Frauen 4.0: Diskriminie
rungsfreies Fortkommen im öffentlichen Dienst – Jetzt umdenken!“  
fand am 11. Mai 2017 im dbb forum berlin statt.

Mehr als 250 Frauen verfolgten 
die Impulsreferate und tausch
ten sich in den Pausen aus. 
Auch im öffentlichen Dienst 
sind Frauen in den Führungs
ebenen unterrepräsentiert. Pa
radox ist, dass ausgerechnet 
Maßnahmen wie Tele und 
Teilzeitarbeit, die ein familien
freundliches Berufsleben er
möglichen sollen, Frauen im 
öffentlichen Dienst in ihrer Kar
riereentwicklung ausbremsen. 

Denn arbeiten Frauen in Teil
zeit oder Telearbeit, wird ihre 
Leistung oft schlechter beur
teilt und in der Folge werden 
sie langsamer oder gar nicht 
befördert. „Die Konzepte zur 
Beurteilungs und Beförde

rungspraxis müssen auf den 
Prüfstand gestellt und ge
schlechtsneutral weiterent
wickelt werden“, so Tanja 
Teich, Vorsitzende der SBB 
Frauenvertretung.  

Beamtenbesoldung:

Übertragung gesichert
Am 8. Mai 2017 fand im Finanzministerium die 
 Erörterung zum Entwurf eines Gesetzes zur An
passung der Besoldung und der Versorgungsbe
züge statt. Unter der Leitung von Anita Hartung 
(Leiterin Referat 15, SMF) wurde den Vertretern 
der Gewerkschaften die Möglichkeit gegeben, 
 Fragen zum aktuellen Gesetzesentwurf zu stellen. 

Der vorliegende Gesetzesent
wurf entspricht der vom SBB 
und anderen Gewerkschafts
vertretern mit dem Finanz
ministerium geschlossenen 

Vereinbarung (Pressemittei
lung vom 12. April 2017).  
Die wichtigste Frage ist be
antwortetet: Die Realisierung 
der Anpassung der Besoldung 

und der Versorgungsbezüge 
wird unabhängig vom Gesetz
gebungsverfahren bereits 
zum 1. Juli 2017 umgesetzt. 
Zu diesem Zeitpunkt erfolgt 

sowohl die Nachzahlung  
der Monate Januar bis Juni 
2017 als auch die aktuelle 
 Erhöhung.  
 

< Sabine Marz (stellvertretende Vorsitzende SBB Frauenvertretung), 
 Helene Wildfeuer (Vorsitzende dbb bundesfrauenvertretung) und  
Tanja Teich (Vorsitzende SBB Frauenvertretung) (von links).

18. Bundesjugendtag

< Die dbb jugend (Bund) veran
staltete am 12. und 13. Mai 
2017 den 18. Bundesjugend
tag. Unter dem Motto  
#InMagentaWeTrust wähl 
ten die Delegierten eine neue 
Bundesleitung. Herzliche 
Glückwünsche an die neue 
Bundesjugendleitung unter 
Karoline Herrmann über
brachten Nils Oeser und Rüdi
ger Sehn von der SBB Jugend.
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SBB Seniorenvertretung:

Freiheit auf zwei 
Rädern
Im Rahmen der Veranstaltung „Freiheit auf zwei 
Rädern“ berichtete die 31jährige Dresdnerin So
phie Sander am 28. März 2017 von ihrem Aben
teuer, zwei Jahre mit dem Fahrrad 26 000 Kilo
meter durch 24 Länder zu reisen. 

Sie gab dafür ihre Wohnung 
und ihren Job auf. Gemeinsam 
mit ihrem Freund startete 
 Sander 2012 mit dem 18 Kilo 
schweren Fahrrad und 40 Kilo 
Gepäck. Sie radelten durch Ost

europa und übernachteten im 
Zelt. In Georgien bestieg sie 
ihren ersten 5 000er. „Freiheit 
auf zwei Rädern“ war für San
der eine wichtige Erfahrung in 
ihrem Leben. 

Die Teilnehmer der Veran
staltung zeigten sich begeis
tert und bekundeten Interes 
se für einen weiteren Bericht 
über die jüngste Reise in  
den Himalaja, den die SBB 

 Seniorenvertretung gern 
 ermöglicht.  

Rita Müller,  
Vorsitzende der  

SBB Seniorenvertretung

Aus den Mitgliedsgewerkschaften – BDF: 

Mit Lutherbaum  
für alte Sorten
Der Landesverband Sachsen des Bundes Deut
scher Forstleute (BDF) pflanzte am Ostersonntag 
2017 gemeinsam mit dem Bürgermeister von Mil
denau, Andreas Mauersberger, einen Lutherbaum 
in Arnsfeld. Lutherbäume sind Bäume, die zu Eh
ren des Reformators Martin Luther gepflanzt wer
den. Sie haben in Deutschland eine lange Traditi
on, drohen aber, in Vergessenheit zu geraten.

Der BDFLandesverband ist 
Mitglied der Schutzgemein
schaft Deutscher Wald. Der 
Landesgeschäftsführer des 
BDF Sachsen, Udo Mauersber
ger, tat dies stellvertretend für 
die Waldfreunde der Schutz
gemeinschaft, die sich im 
 „Lutherjahr“ vorgenommen 
haben, bundesweit 500 Apfel
bäume zu pflanzen. 2017 jährt 
sich die Reformation Martin 
Luthers zum 500. Mal – ein Er
eignis, das in Deutschland und 
der Welt als Ausgangspunkt 
religiöser, sozialer, gesell

schaftlicher und politischer 
Veränderungen gilt und das 
eines der großen Ereignisse in 
der Weltgeschichte ist.

„Wenn ich wüsste, dass mor
gen die Welt unterginge, wür
de ich heute noch ein Apfel
bäumchen pflanzen.“ Diesen 
Satz sagte Martin Luther. So ist 
es überliefert, wenn auch um
stritten. Aber diese Art von 
trotziger Zuversicht kann man 
Luther getrost in den Mund le
gen. Es heißt wohl nichts ande
res als: Mag die Welt unterge

hen, ich glaube trotzdem an 
eine Zukunft! Das ist typisch 
Luther.

Den Glauben an die Zukunft 
behalten, tut uns not. Es ist ge
rade das Fruchtbare des Apfel
bäumchens, welches stellver
tretend dafür steht. Wenn 
heute Menschen Zerstörung 
erleben, da möchten wir nicht 
aufhören zu glauben, dass 
Neues wachsen kann. Gerade 
jetzt, wenn wir das unglaubli
che Elend der Menschen sehen, 
das Elend im Nahen Osten, in 
Somalia oder in der Ukraine. 
Wo man wirklich den Eindruck 
bekommt, da geht gar nichts 
mehr. Wir wünschen diesen 

Menschen dort, dass ihnen ihr 
Glaube oder das Leben eine 
Hoffnung gibt: Das Leben geht 
weiter, es gibt einen neuen 
 Anfang!

< 1 500 Apfelsorten 

Bei den Pflanzungen liegt ein 
besonderes Augenmerk auf 
alten Apfelsorten und dem 
Wildapfel. Alte Obstsorten 
sind in der modernen Agrar
landschaft nur noch äußerst 
selten anzutreffen. Sie stellen 
ein über Jahrhunderte selek
tiertes genetisches Potenzial 
dar. Der  Erwerbsobstbau in 
Deutschland bringt nur etwa 
20 Sorten Äpfel in den Handel. 

< Die SBB Seniorenvertretung mit Sophie Sander.

< Bürgermeister Andreas Mauersberger (rechts) und BDFLandesgeschäfts
führer Udo Mauersberger am Lutherbaum vor der Kirche zu Arnsfeld.
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Aus den Mitgliedsgewerkschaften – LVBS: 

Berufsschultag in Radebeul
„Stark in die Zukunft“ BLBS – Wir gestalten 
 berufliche Bildung. Das Motto des 25. Deutschen 
Berufsschultages am 5. Mai 2017 in Radebeul 
 thematisierte Veränderungen.

Der Bundesvorsitzende des 
Bundesverbandes der Lehrerin
nen und Lehrer an beruflichen 
Schulen e. V. (BLBS), Eugen 
Straubinger: „In Industrie und 
Wirtschaft spricht man unter 
dem Synonym 4.0 von den gro
ßen Herausforderungen durch 
den digitalen technischen 
Wandel. Die Wirtschaft setzt 
weiter auf gut ausgebildete 
Fachkräfte, die zu mindestens 
75 Prozent aus dem berufsbil
denden System rekrutiert wer
den sollen. Da wir in den be
rufsbildenden Schulen heute 
die Arbeitskräfte von morgen 
ausbilden, heißt das auch für 
uns als Lehrer: Veränderung!“ 
Bisherige Lehr und Lernfor
men würden durch den Einzug 
digitaler Technologien nach 
und nach durch neue Varian
ten ersetzt, Lernumgebungen 
veränderten sich und Bildungs
ziele müssten neu gesteckt 
werden. 

Der 25. Deutsche Berufsschul
tag bereitete die Bühne für elf 
Fachforen, in denen über die 
aktuellen Herausforderungen 
informiert wurde. Neben Tarif, 
Dienst und Beamtenrecht 
standen Themen der Lehrerbil
dung und Nachwuchsgewin
nung, des Arbeits und Ge

sundheitsschutzes sowie die 
Entwicklung der Berufsausbil
dung der Gesundheitsberufe 
sowie der Mitgestaltung von 
beruflicher Bildung in Europa 
und der ganzen Welt auf dem 
Programm. Die besondere Her
ausforderung der Inklusion 
und Förderung von Flüchtlings
klassen wurde thematisiert 
und diskutiert und die ersten 

Erfahrungen mit Unterricht in 
Zeiten der Digitalisierung wur
den vorgestellt.

Im angebotenen Fachforum 
„Berufliche Bildung 4.0“ stell
ten HansChristoph Schaub 
vom Kultusministerium Baden
Württemberg und Alexander 
Bickel von FESTODidaktik ihre 
„Vision einer zukünftigen be
ruflichen Bildung“ vor.

Der Gedanke, dass die fort
schreitende Digitalisierung un
sere Lebenswelt verändert, ist 
nicht neu. Im Konsumentenbe
reich erleben wir es täglich mit 
unseren Schülern beziehungs
weise können es an unserem 
eigenen Nutzungsverhalten 
festmachen. Im sogenannten 
OfficeBereich – Management 
und Verwaltung – ist jedem 
klar, dass ohne Digitalisierung 
und Vernetzung nichts mehr 
funktioniert, aber auch im in
dustriellen Bereich sind die 
Veränderungen sichtbar. 

Hier prognostizierten die Refe
renten den Rückgang des pro
duzierenden Bereichs, im Sinne 
der Teilefertigung, zugunsten 
der Entwicklung und dem Bau 
von Maschinen und Anlagen 
sowie deren Programmierung 
und Vernetzung. 

Das notwendige Fachpersonal 
benötigt dafür kein „Vorrats
wissen“ mehr, sondern gene
riert sein Wissen aus vorhan
denen Plattformen, wenn es 
gebraucht wird. Lernen findet 
in professionellen und sozialen 
Netzwerken zu jeder Zeit statt.

50 Prozent aller aktuellen Ab
solventen werden schon in ein 
paar Jahren einen anderen Be
ruf ausüben, den es heute noch 
gar nicht gibt und 20 Prozent 
der klassischen Fachkräfte wer
den an diesen Stellen nicht 
mehr gebraucht. Mit der Folge, 
dass die Anzahl der Auszubil
denden im industriellen Bereich 
zurückgeht. Soweit die Vision. 

Unsere heutigen Sorten sind 
an die momentanen Verbrau
cherwünsche angepasst, 
 genetisch jedoch verarmt. 
 Pomologen schätzen, dass 
1 500 alte Apfelsorten in 
Deutschland existieren. Im
mer wieder werden neue Sor
ten entdeckt. Mit dem Erhalt 
alter Obstsorten wollen wir 
die Vielfalt, die unsere Lebens

grundlage garantiert, fördern. 
Aus diesem Grund pflanzten 
wir eine rote Goldrenette 
„Freiherr von Berlepsch“.

Einen Apfelbaum pflanzen – 
das heißt für uns weiterschau
en, über den eigenen Horizont 
hinaus. Es ist typisch bei uns, 
finde ich, in unserer sehr ego
zentrischen Gesellschaft: 

Wenn Menschen das Gefühl 
haben, da kommt etwas Be
drohliches, dann ist die Reakti
on: Ich bringe noch schnell 
mein Hab und Gut ins Trocke
ne. Wir Förster verhalten uns 
anders. Erst recht da, wo es auf 
Kosten anderer geht. Und so 
haben wir, wenn auch morgen 
die Welt noch nicht untergeht, 
am 16. April 2017 ein Zeichen 

gesetzt. Ein Zeichen gegen Re
signation, Weltschmerz und 
Verdruss. Wir wollen den Men
schen um uns herum zeigen, 
dass uns die Welt nicht egal ist, 
und wir uns selbst auch nicht 
nur am nächsten sind.

Udo Mauersberger,  
Geschäftsführer 

BDF Sachsen

< Dirk Baumbach, 1. Vorsitzender des Lehrerverbandes Berufliche Schulen 
Sachsen e. V. (LVBS) spricht vor den Gästen der Veranstaltung.
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< Glückwünsche

Der SBB Beamtenbund  
und Tarifunion Sachsen 
 gratuliert herzlich:

Angela Schäfer SLV 
Holger Tilk GdS 
Jürgen Gribbe GdS

zur Berufung zu ehrenamtli
chen Richtern beim Sächsi
schen Landessozialgericht.

Kathleen Mehlhorn GdS 
René Burkhardt GdS 
Andreas Richter  GdS

zur Berufung zum ehren
amtlichen Richter beim 
 Sozialgericht Chemnitz.

Aus den Mitgliedsgewerkschaften – DVG Sachsen: 

Klausurtagung in Freiberg 
Vom 19. bis 21. Mai 2017 traf sich der Hauptvor
stand der DVG Sachsen zu einer Klausurtagung in 
Freiberg. Schwerpunkte der Beratungen waren 
unter anderem die ersten organisatorischen Vor
bereitungen für den Gewerkschaftstag 2019, die 
künftige Strukturierung der DVG Sachsen sowie 
die Mitgliederbetreuung und werbung. 

Außerdem wurde Margit 
Liebsch als 2. stellvertretende 
Vorsitzende in den Vorstand 

kooptiert als Nachfolgerin für 
AnneKatrin Lösche, die ihr 
Amt aus persönlichen Gründen 

Ende März niedergelegt hatte. 
Margit Liebsch wird zukünftig 
als Frauenbeauftragte die Vor
standsarbeit unterstützen.  
Der Hauptvorstand bedankt 
sich ganz herzlich bei Anne 
Katrin Lösche für die geleistete 
Arbeit.

Eine Stadtführung durch Frei
berg mit seinem berühmten 
Dom sowie ein gemeinsamer 
Bowlingabend rundeten das 
Wochenende ab.  

Aus den Mitgliedsgewerkschaften – GdL:

Girl’s & Boy’sDay  
bei der Bahn
13 Schüler der 8. Klasse der sächsischen Oberschule 
GörlitzRauschwalde nahmen am diesjährigen 
 bundesweiten Girl’s und Boy’sDay teil, welcher 
bereits zum achten mal bei der DB Regio AG am 
Standort Dresden in der Werkstatt DresdenAlt
stadt stattfand.

Hier wurden ihnen die Aus
bildungsberufe Kaufmann/ 
frau für Verkehrswesen, 
 Eisenbahner im Betrieb so 

wie Mecha troniker vorge 
stellt. Auszu bildende der  
DB Regio AG standen mit  
Rat und Tat zur Seite und 

 berichteten über  ihren Ausbil
dungsalltag. 

Die Schüler bekamen einen 
Einblick in den Arbeitsalltag 
einer RegioWerkstatt und  
als Highlight eine Schaufahrt 
mit einem Dieseltriebwagen, 
in welchem sie die moderne 
Technik im Führerraum be
staunen konnten.

LiesaMarie Schlaupitz ist be
reits Azubi als Kauffrau für Ver
kehrsservice im zweiten Aus
bildungsjahr in Dresden und 
kommt auch von der Bahn 
Kooperationsschule aus Gör
litz. Sie erzählt: „Bei der Deut
schen Bahn zu arbeiten, macht 

nicht nur Spaß, sondern es 
stimmen auch die sozialen 
Rahmenbedingungen. So  
wird mein Wohnheimplatz  
und ein Teil der Fahrtkosten 
innerhalb der theoretischen 
Ausbildung durch den Arbeit
geber getragen.“ 

Dieser Tag ließ ein sehr großes 
Interesse der Oberschüler an 
zukunftsweisenden Bahnbe
rufen bei einem der größten 
Arbeitgeber in Sachsen im 
 Bereich des zukunftsfähigen 
Schienenpersonennahverkehrs 
erkennen und stellt für den 
 einen oder die andere viel
leicht schon die Weichen zur 
bevorstehenden Berufswahl. 

Die Teilnehmer beschäftigte 
auch die Frage, ob fehlendes 
fachliches Grundwissen das 
selbstständige logische Den
ken negativ beeinflusst und 
wie ohne dieses Grundwissen 
richtige von falschen Informa
tionen im Internet unterschie
den werden können. Die bei
den Referenten sahen diese 
Probleme nicht. Unter der Vor
aussetzung, dass die Berufs
schule sich der industriellen 
Realität anpasst, die Technik 
und die digitalen Medien 
nutzt und die Lehrpläne ent
rümpelt.

Sie fordern dazu auf, dass jede 
Schule ein eigenes Konzept zur 
Zielstellung und Ausstattung 
sowie der Fortbildung aller 
Lehrkräfte vorlegen soll. Erst 
dann kann, nach einer Einfüh
rungs, Übergangs, Verbesse
rungs und Weiterentwick
lungsphase, der Unterricht 
nach und nach verändert 
 werden.

Der Einsatz der digitalen Medi
en wird sich in der ersten Pha
se als Ergänzung und in der 
zweiten Phase als Ersatz bis
heriger Medien zeigen. In der 

dritten Phase ergeben sich 
grundsätzliche Änderungen 
der Lernformen und der Lehrer
SchülerBeziehung. In der vier
ten Phase ergeben sich neue 
Aufgaben durch immer neue 
Technologien. Der Umgang mit 
den Medien ist für Lehrer und 
Schüler selbstverständlich und 
bewertbar. 

Für die Zukunft spielen fol
gende Themen eine große 
 Rolle: Was kann die Berufs
schule für ihre zukünftigen 
Azubis leisten? Sind innovative 
Lernkonzepte in Form von 

Lernfabriken und Lernort
kooperationen im Internet  
der Dinge umsetzbar?

Die beruflichen Schulen sind 
aufgrund ihrer Beweglichkeit 
und ihrer innovativen Fähigkei
ten auch den Herausforderun
gen der zunehmenden digita
len Vernetzung bis hin zur 
künstlichen Intelligenz ge
wachsen. 

  
Petra Dittmer, 

Regionalverantwortliche  
LVBS Dresden
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Gewerkschaftstag des dbb sachsenanhalt:

Leitantrag verabschiedet
Auf dem Gewerkschaftstag des dbb sachsen anhalt vom 25. bis 26. April 2017 
in Wernigerode wählten die Delegierten nicht nur die neue Führungsspitze 
des dbb sachsenanhalt, sondern bestimmten auch den gewerkschaftspoliti
schen Kurs für die kommenden fünf Jahre. In einem Leitantrag bekräftigten 
die Delegierten ihre Forderungen für leistungsgerechte, mit der Wirtschaft 
konkurrenzfähige Beschäftigungsbedingungen. 

„Der öffentliche Dienst ist das 
Rückgrat des Staates. Ein leis
tungsfähiger öffentlicher 
Dienst ist die Voraussetzung 
für eine verlässliche Daseins
vorsorge und für gleiche Le
bens, Rechts und Wirtschafts
bedingungen. Menschen 
arbeiten gerne im öffentlichen 
Dienst, nicht nur wegen des 
Gelderwerbs auf einem siche
ren Arbeitsplatz, sondern um 
eine für das Gemeinwohl sinn
volle Arbeit auszuüben. Dafür 
wollen sie in guten Zeiten we
der belächelt noch in schlech
ten Zeiten mit Neiddiskussio
nen überzogen werden. Die 
Motivation der Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst in Sach
senAnhalt ist hoch und sollte 
gefördert werden“, heißt es im 
Leitantrag, den die Landeslei
tung eingebracht hatte.

Um Beschäftigte für den öffent
lichen Dienst zu gewinnen und 
zu binden, fordert der dbb sach
senanhalt zum Beispiel breitere 
Einstellungskorridore, eine be
darfsgerechte Personalausstat
tung, die Übernahme aller Aus
zubildenden, grundsätzlich 
unbefristete Beschäftigungsver
hältnisse sowie den freiwilligen 
Verzicht auf sachgrundlose Be
fristungen. Beförderungen sind 
das zentrale Mittel der Leis
tungshonorierung und wichtig 
für die Motivation der Beschäf
tigten. Deshalb muss die Lan
desregierung ausreichend Stel
len und Haushaltsmittel zur 
Verfügung stellen. Eine ange
messene Bezahlung durch bes
sere Eingruppierung, eine ga
rantierte Zusatzversorgung 

sowie die Fortsetzung der lan
desbezogenen Tarifverträge zur 
Teilzeit und Altersteilzeit soll für 
leistungsgerechte Perspektiven 
auch für die Tarifbeschäftigten 
im öffentlichen Dienst in Sach
senAnhalt sorgen.

Auch bei einer Verwaltung 4.0 
im öffentlichen Dienst ist die 
Arbeit von Menschen für Men
schen und der persönliche Kon
takt mit den Bürgern vor Ort 
unerlässlich. Die Bürger erwar
ten schnelle und praktikable Lö
sungen für ihre Anliegen. Gera
de in den Bereichen, wo Bürger 
Kontakt mit der Verwaltung 
 haben, muss dies auch gut 
funktionieren. Der dbb sachsen
anhalt fordert daher unter an
derem moderne ITSysteme, 
und die standardisierte Über
prüfung von Arbeitsplätzen 
 daraufhin, ob sie für Telearbeit 
geeignet sind, alters und al
ternsgerechte Arbeitsplätze,  
ein strukturiertes Gesundheits
management mit ausreichender 
Personal und Finanzzuweisung. 

Die Novellierung des Personal
vertretungsgesetzes in Sach
sen Anhalt ist seit Jahren ein 
wichtiges Anliegen des dbb. 
Hauptforderung ist hier die 
Wiedereinführung des Grup
penprinzips bei der Vorstands
bildung. Bei der Wahl des Vor
standes muss der Wählerwille 
zum Ausdruck kommen, indem 
alle im Personalrat vertretenen 
Gruppen chancengleich be
rücksichtigt werden. Um einen 
modernen öffentlichen Dienst 
mit leistungsorientierten, mo
tivierten Beschäftigten zu er
reichen, müssen die Personal
vertretungen gestärkt werden, 
unter anderem müssen die 
Mitbestimmungstatbestände 
erweitert und die Freistel
lungsmöglichkeiten für Mit
glieder des Personalrates 
 verbessert werden.

< Satzungsänderungen

Die Delegierten beschlossen 
auch umfangreiche Satzungs
änderungen. Die Satzung des 

dbb sachsenanhalt wurde in
haltlich geändert und redak
tionell an die aktuellen Erfor
dernisse des Vereinsrechtes 
angepasst. Mit § 11 der neuen 
Satzung hat der Gewerk
schaftstag die Einrichtung 
 einer Seniorenvertretung 
 beschlossen. Damit ist die 
 Seniorenkommission, die sich 
bereits im April 2014 konstitu
ierte, jetzt auch satzungsrecht
lich mit allen Rechten und 
Pflichten legitimiert. Eine wei
tere wesentliche Änderung der 
Satzung ist die Verankerung 
eines Ersten stellvertretenden 
Landesvorsitzenden als ständi
ger Abwesenheitsvertreter. 

< Öffentliche 
 Veranstaltung

Am 26. April 2017 begrüßte der 
Erste stellvertretende dbb Lan
desvorsitzende Ulrich Stock 
Gäste aus der Politik und dem 
öffentlichen Leben. Der Ge
werkschaftstag stand unter 
dem Motto „Vielfalt ist unsere 
Stärke“. „Ohne uns, ohne das 
Personal im öffentlichen 
Dienst, läuft gar nichts“, er
gänzte dbb Landeschef Wolf
gang Ladebeck in seiner An
sprache das Motto. „Um die 
anstehenden Aufgaben in al 
len Bereichen des öffentlichen 
Dienstes lösen zu können, 
brauchen wir ausreichendes 
und motiviertes Personal“, for
derte Ladebeck. In den letzten 
Jahren habe das Personalent
wicklungskonzept der Vorgän
gerregierung dazu geführt, 
dass der öffentliche Dienst in 
SachsenAnhalt in allen Berei
chen zwar viel Personal, aber 
keine Aufgaben verloren habe. 
„Nicht nur Lehrer und Polizis
ten sind an der Belastungsgren
ze angekommen, auch in der 
Finanzverwaltung, in den Ord
nungs und Bau ämtern, im 
 Justizvollzug, im Bereich der 
technischen Verwaltung, bei 
Richtern und Staatsanwälten, 

< Wolfgang Ladebeck: „Ohne uns läuft gar nichts.“
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Straßenwärtern, Veterinärme
dizinern und vielen anderen Be
reichen der Daseinsvorsorge 
häufen sich Überstundenberge 
enorm“, kritisierte Ladebeck. 
Die Ministerien und nachgeord
neten Behörden, Landkreise, 
Städte und Gemeinden seien in 
der Vergangenheit personell so 
ausgedünnt worden, dass sie 
vielfach ihre originären Aufga
ben nicht mehr wahrnehmen 
können. Die Folgen seien un
übersehbar, nicht nur in der 
 Bildung und bei der inneren 
 Sicherheit. Der jahrelange Per
sonalabbau habe sich spürbar 
negativ auf die Funktionsfähig
keit des gesamten öffentlichen 
Dienstes ausgewirkt.

Mit der jetzigen „KeniaKoaliti
on“ sei seit dem vergangenen 
Jahr ein verhaltenes Umsteu
ern in der Personalpolitik zu 
spüren, von einem Richtungs
wechsel könne aber noch keine 
Rede sein. Laut Koalitionsver
trag sollen an den allgemein
bildenden und berufsbilden
den Schulen 3 500 bis 4 000 
Neueinstellungen erfolgen. Bei 
der Landespolizei sei bis Ende 
dieser Legislaturperiode eine 
Sollstärke von 6 400 Vollzugs
beamten geplant. „Die Kurs
korrektur brauchen wir aber 
nicht nur in den Bereichen Bil
dung und innere Sicherheit, 
sondern auch in der allgemei
nen Verwaltung, wenn die Da
seinsvorsorge in Zukunft bür
gernah sichergestellt werden 
soll“, mahnte Ladebeck. Perso
nal nur dort aufzustocken, wo 
die Not am größten ist, sei 
nicht der richtige Weg. Die üb
rigen Beschäftigten werden 
nicht entlastet und weiter auf 
Verschleiß gefahren. „Mit aus
reichendem und hoch moti
viertem Personal müssen auch 
keine Aufgaben mehr ausgela
gert und Gutachten an Externe 
vergeben werden.“

Infolge der Föderalismusre
form gebe es seit 2006 keine 
bundesweite Einheitlichkeit 
mehr in Beamtenbesoldung 
und versorgung mit dem Er
gebnis, dass besonders die 
 Besoldung immer weiter aus

einanderdriftet. Weitere Maß
nahmen durch die Landesre
gierung zur Reduzierung der 
Personalkosten hätten zu spür
baren Einkommenseinbußen 
vor allem für die Beamten und 
Versorgungsempfänger ge
führt. Zu nennen seien hier die 
Streichung des Urlaubs und 
Weihnachtsgeldes. „Sachsen
Anhalt ist bei der Regelung der 
Sonderzuwendungen Schluss
licht in Deutschland“, so Lade
beck. 

Die mit dem Gesetzentwurf 
zur Änderung dienstrechtlicher 
Vorschriften auf den Weg ge
brachte Wiedereinführung der 
Sonderzahlung in Höhe von 
600 Euro bis zur Besoldungs
gruppe A 8, 400 Euro ab Besol
dungsgruppe A 9 und 200 Euro 
für Anwärter und Versorgungs
empfänger sei ein „positives 
 Signal“ an die Beamten, könne 
aber nur ein Einstieg sein. Hin
sichtlich der Höhe erwarte der 
dbb deutliche Nachbesserun
gen.

Die Umsetzung der Forderung 
des dbb sachsenanhalt, das 
Ergebnis der Tarifverhandlun

gen vom 17. Februar 2017 für 
die Beschäftigten des öffent
lichen Dienstes zeit und in
haltsgleich auf die Beamten zu 
übertragen, werde vom dbb 
begrüßt. Jedoch sehe das Tarif
ergebnis auch strukturelle Ver
besserungen in der Entgelt
tabelle, die Einführung der 
Erfahrungsstufe 6 vor. „Auch 
wenn die Systeme unterschied
lich sind, kann man das Volu
men als Einmalzahlung wie in 
Bayern ausschütten oder auf 
die lineare Erhöhung draufpa
cken“, schlug Ladebeck vor. 

< Dienstrecht

Finanzminister André Schröder 
informierte in seiner Ansprache 
über die geplanten dienstrecht
lichen Änderungen.  Neben der 
Erhöhung der Lebensarbeitszeit 
der Beamtinnen und Beamten 
sollen mit dem Dienstrechtsän
derungsgesetz auch aus besol
dungsrechtlicher Perspektive 
Vorhaben aus dem Koalitions
vertrag umgesetzt werden. Die 
zeit und inhaltsgleiche Über
tragung des Tarifergebnisses 
auf den Besoldungsbereich hob 
Schröder besonders hervor. 

„Dieser Schritt stellt die finan
ziell größte Herausforderung 
des Landes zur Sicherung einer 
amtsangemessenen Alimenta
tion seiner Beamtinnen und Be
amten dar. Die Beamten neh
men dabei an der wirtschaft 
lichen Entwicklung teil. Gleich
zeitig erkennt der Dienstherr die 
erbrachten  Leistungen seiner 
Beamten an“, sagte Schröder. 

< Jahressonderzahlung

Mit dem Gesetzentwurf soll ab 
2017 auch wieder eine Jahres
sonderzahlung eingeführt wer
den. Auch dieser Schritt war 
bereits fester Bestandteil des 
Koalitionsvertrages und wird 
nun für den Besoldungsbereich 
umgesetzt. Danach erhalten 
Besoldungsempfängerinnen 
und empfänger des Landes 
SachsenAnhalt für den Monat 
Dezember eine Jahressonder
zahlung in Höhe von sechs 
 Prozent des Grundgehaltes. 
 Beamtinnen und Beamte der 
Besoldungsgruppen A 4 bis A 8 
erhalten jedoch mindestens 
600 Euro, Beamtinnen und Be
amte der übrigen Besoldungs
gruppen mindestens 400 Euro. 
Für die Versorgungsempfänge
rinnen und empfänger soll die 
Höhe der Jahressonderzahlung 
mindestens 200 Euro betragen, 
Anwärter und Rechtsreferen
dare erhalten eine Sonderzah
lung in Höhe von 200 Euro. Das 
gewählte Modell kostet das 
Land zwölf Millionen Euro. 
„Sicherlich hätten Sie es sich 
und auch ich hätte es mir ge
wünscht, eine höhere Jahres
sonderzahlung auf den Weg 
bringen zu können. Der 
Wunsch nach einer Jahres

< André Schröder, Wolfgang Ladebeck, Klaus Dauderstädt und Ulrich Stock 
(von links).

< Die Delegierten bei der Abstimmung
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sonderzahlung in vierstelliger 
Höhe hätte das Kostenvolu
men mindestens verdoppelt“, 
sagte Schröder und betonte, 
dass von den integrierten Min
destbeträgen prozentual vor 
allem die niedrigeren Besol
dungsgruppen profitieren, da 
die Höhe der Jahressonderzah
lung dadurch merklich über 
dem „SechsProzentSatz“ lie
ge. Ohne Berücksichtigung des 
 Sockelbetrages würde die Jah
ressonderzahlung beispiels
weise in der Besoldungsgruppe 
A 8 Endstufe anstelle von 600 
Euro nur eine Höhe von 183 
Euro erreichen. Vom Mindest
betragsmodell profitierten 
über 95 Prozent der Beamtin
nen und Beamten des Landes 
SachsenAnhalt, so Schröder. 
An die Beamtinnen und Beam
ten gerichtet, sagte Schröder: 
„Im Ländervergleich stehen wir 
besser da als viele es glauben. 
In höheren Besoldungsgrup
pen befinden wir uns bereits 
im Mittelfeld. Mir ist bewusst, 
dass in niedrigeren Besoldungs
gruppen die Plätze zwölf bis 14 
noch verbesserungswürdig 
sind.“ Die Wiedereinführung 
der Jahressonderzahlung wer
de dazu führen, dass Sachsen
Anhalt im Besoldungsranking 
bis zu drei Plätze in den niedri
gen Besoldungsgruppen auf
holen wird. Im Hinblick auf Be
förderungen wird der Minister 
der Landesregierung vorschla
gen, die Beförderungen erst 
spät im Jahr zu vollziehen. 
Grund dafür sei der vom Parla
ment erteilte Auftrag, im Zu
sammenhang mit der Verab
schiedung des Haushaltes 
2017/2018, eine globale Min
derausgabe zu erwirtschaften.

Neben der Übertragung des 
Tarifergebnisses auf die Beam
ten und der Wiedereinführung 
der Sonderzahlung bringt die 
Landesregierung ein drittes 
wichtiges Vorhaben aus dem 
Bereich der Besoldung auf den 
Weg. Durch die Streichung der 
Einstiegsämter in den Schulfor
men Gymnasien, Förderschule 
und berufsbildende Schule sol
len Lehrkräfte mit einer Ausbil
dung nach dem Recht der DDR 

mit ihren Lehrerkolleginnen 
und kollegen aus den alten 
Bundesländern gleichgestellt 
werden. Die Einstiegsämter 
aus dem Ämterkatalog der Be
soldungsgruppe A 12 sollen ge
strichen und in die Besoldungs
gruppe A 13 überführt werden. 

< Anhebung der  
Altersgrenzen

Wie im Koalitionsvertrag ver
einbart, sehen die Änderungen 
des Landesbeamtengesetzes 
eine Anhebung der Altersgren
zen für den Ruhestand um 
zwei Jahre vor. Abweichend 
 davon soll die Anhebung der 
besonderen Altersgrenzen in 
den Vollzugsdiensten der nied
rigeren Besoldungsgruppen 
wegen der erhöhten körperli
chen Anforderungen lediglich 
um ein Jahr erfolgen. 

< Versorgungsrecht

Mit dem Gesetzentwurf bringt 
die Landesregierung auch eine 
Vollregelung des Beamtenver
sorgungsrechts auf den Weg. 
Regelungen aus dem Renten
versicherungsLeistungsverbes
serungsgesetzes seien nicht 
enthalten. Dass eine Regelung 
fehlt, wonach Beamte nach ei
ner 45jährigen Berufstätigkeit 
mit 63 Jahren in den Ruhestand 
ohne Versorgungsabschläge 
versetzt werden können, be
gründet der Minister damit, 
dass es „widersprüchlich wäre, 
einerseits die Altersgrenzen an
zuheben und gleichzeitig Anrei
ze für ein vorzeitiges Ausschei

den zu schaffen“. All diese 
Maßnahmen sind für André 
Schröder „Ausdruck der Wert
schätzung der geleisteten Ar
beit der Beamtinnen und Be
amten in SachsenAnhalt“.

Für die Tarifbeschäftigten sei 
die Mitgliedschaft des Landes 
in der Tarifgemeinschaft deut
scher Länder (TdL) von großer 
Bedeutung. „Die Vorteile die
ser Mitgliedschaft – auch aus 
Sicht eines Finanz und Tarifmi
nisters – habe ich erkannt. Sie 
sorgt für bundeseinheitliche 
Standards und stärkt mir ge
genüber meinen Amtskollegen 
und dem Landtag bei Tarifab
schlüssen den Rücken“, beton
te der Finanzminister. 

< Gewalt im  
öffentlichen Dienst

Klaus Dauderstädt, Bundesvor
sitzender des dbb, forderte die 
Politik auf, sich „unbedingt 
mehr einzumischen beim The
ma Gewalt gegen Beschäftigte 

des öffentlichen Dienstes. Wir 
sind besorgt über die Entwick
lungen, die sich geradezu epi
demisch auszubreiten drohen“, 
sagte der dbb Chef mit Blick 
auf die aktuelle Kriminalstatis
tik. „Natürlich gibt es Aufga
bengebiete, in denen der Um
gang mit Kriminalität zum Job 
selbst gehört: Polizei, Justiz, 
Strafvollzug. Aber heute sind 
auch Schule, Finanzamt, Kom
mune, Eisenbahn, Straßenver
kehrsdienst, Gerichtsvollzug, 
Krankenkasse oder JobCenter 
keine heile Welt mehr. Die 
Übergänge von verbaler zu 
physischer Gewalt sind flie
ßend, Exzesse mit Todesfolge 
machen uns das von Zeit zu 
Zeit dramatisch bewusst“, so 
Dauderstädt. „Wir wollen nicht 
alle Verwaltungen zu Festun
gen ausbauen, nicht überall 
sind rote Alarmknöpfe unter 
dem Schreibtisch hilfreich, und 
Kurse zur Deeskalation machen 
zwar Sinn, lösen aber nicht je
den Konflikt mit dem unzufrie
denen Bürgerkunden. Aber wir 
erwarten, dass Vorfälle nicht 
länger auf Druck von Vorge
setzten unter den Teppich ge
kehrt, dass bessere Schutzvor
kehrungen baulicher oder 
personeller Art getroffen und 
auf jeden Fall die Beschäftigten 
mit ihren Sorgen nicht alleine 
gelassen werden“, machte Dau
derstädt deutlich. „Wenn je
mand morgens mit Angst zur 
Arbeit geht, ist etwas nicht 
mehr in Ordnung in diesem 
Land.“ Der dbb Bundesvorsit
zenden kritisierte die seit Jah
ren mangelhafte Personalaus
stattung von Behörden und 

< Finanz und Beamtenminister André Schröder informierte über die ge
planten dienstrechtlichen Regelungen.

< dbb Bundeschef Klaus Dauderstädt thematisierte Gewalt im öffentlichen 
Dienst.
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Verwaltungen: „Man kann vom 
öffentlichen Dienst viel verlan
gen, man darf ihn aber nicht 
überfordern.“ Aufgrund von 
Stellenbesetzungssperren, 
Nichtübernahme von Ausgebil
deten und strukturellen Verän
derungen seien die Belegschaf
ten „auf Kante genäht“. Die 
zwangsläufig folgende Über
lastung führe wiederum zu 
Ausfällen. „Dienst oder Ar
beitsunfähigkeit, Berufskrank
heiten und Frühpensionierun
gen erhöhen den Arbeitsdruck 
auf die vorhandenen Kollegen. 
Kommt keine rechtzeitige Ver
stärkung und Entlastung, rut
schen auch die Stabilsten in 
den Krankenstand und ver
stärken die Ausfalleffekte 
 geradezu exponentiell“, zeigte 
Dauderstädt auf. Vor dem Hin
tergrund der demografischen 
Entwicklung mit der wachsen
den Knappheit an Arbeitskräf
ten müsse der Staat dieses Di
lemma schleunigst lösen, der 
öffentliche Dienst als Arbeitge
ber deutlich attraktiver wer
den. Angezeigt seien passende 
PersonalBudgets und ange
messene, dauerhaft verfügbare 
PersonalKontingente sowie 
attraktive Einkommensbedin
gungen. „Auch die gesellschaft
lich wertvollste Aufgabe ver
liert an Attraktivität, wenn  
die Bezahlung nicht stimmt“, 
mahnte der dbb Chef.

< Podiumsdiskussion

Aktuelle Themen des öffent
lichen Dienstes standen im 
Mittelpunkt der vom Fernseh
journalisten Hagen Tober mo
derierten Podiumsdiskussion 
mit Vertretern der Fraktionen 
im Landtag. Einig zeigten sich 
die Diskutanten in der Wert
schätzung für den öffentlichen 
Dienst als Garanten für ein 
leistungsfähiges und bürger
freundliches Gemeinwesen. 
Der öffentliche Dienst brauche 
ein neues, modernes Image, 
um insbesondere bei jungen 
Menschen als attraktiver Ar
beitgeber wahrgenommen zu 
werden. Damit der öffentliche 
Dienst überhaupt noch seine 
Aufgaben erfüllen kann, brau

che es ein Umsteuern in der 
Personalpolitik. 

Eva Feußner, stellvertretende 
Vorsitzende der CDUFraktion, 
räumte ein, dass der pauschale 
Stellenabbau in der letzten 
Wahlperiode ein Fehler gewe
sen sei, den man jetzt korrigie
re. Zum Thema Personalbudget 
sagte sie, dass die Ministerien 
für jeden Kopf eine Stelle und 
damit mehr Freiraum bei der 
Stellenbewirtschaftung erhal
ten hätten. Frühere Steue
rungselemente, wie der Neu
einstellungskorridor, entfallen. 
Stattdessen gelte das Personal
ziel von 18,7 Vollzeitäquivalen
ten (VZÄ) je 1 000 Einwohner, 
das die Landesregierung für die 
gesamte Landesverwaltung 
(ohne Hochschulen) bis 2020 
erreichen will.

Rüdiger Erben, parlamentari
scher Geschäftsführer der SPD
Fraktion, wies darauf hin, dass 
der Koalitionsvertrag von CDU, 
SPD und Bündnis 90/Die Grü
nen voller Kurskorrekturen sei. 
„Die Ausschreibung zusätzli
cher Lehrerstellen ist nicht nur 
angekündigt, sondern wird in 
diesem Jahr auch vollzogen“, so 
Erben. Auch wenn nur 680 der 
geplanten 700 Polizeianwärter 
in diesem Jahr ihren Dienst an
treten, bewertet Erben das als 
Erfolg. Für Einstellungen von 
Lehrkräften und in der Polizei 
stünden in 2017 insgesamt 
rund 56 Millionen Euro und 
2018 rund 80 Millionen Euro zur 
Verfügung. Feußner, Erben und 
Olaf Meister, finanz und wirt
schaftspolitischer Sprecher der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grü
nen, zählten zu den Kurskor
rekturen auch die von der Lan
desregierung auf den Weg 
gebrachten Verbesserungen im 
Besoldungsrecht für die Beam
ten des Landes und der Kom
munen. Die Kosten für die zeit 
und inhaltsgleiche Übertragung 
des Tarifergebnisses auf die Be
amten und Versorgungsemp
fänger, die Wiedereinführung 
der Sonderzahlung und die 
Streichung der Lehrereingangs
ämter betragen für das Jahr 
2017 insgesamt 40 Millionen 
Euro und für das Jahr 2018 
72 Millionen Euro. Damit sei  
der Doppelhaushalt 2017/2018 
auch „ausgereizt“, sagte Eva 
Feußner.

Für Swen Knöchel, Vorsitzen
der der Fraktion Die Linke, ist 
es wichtig, dass die Menschen 
eine berufliche Perspektive ha
ben. „Deshalb brauchen wir 
kontinuierliche Beförderun
gen“, sagte Knöchel.

André Poggenburg, Vorsitzen
der der Fraktion AfD, verwies 
in diesem Zusammenhang auf 
eine Kleine Anfrage der AfD
Fraktion vom März dieses Jah
res zum Beförderungsstau bei 
Polizei und Vollzugsbeamten. 

Angesichts des demografischen 
Wandels und des damit einher
gehenden Fachkräftemangels 
müsse der öffentliche Dienst 
allgemein und das Berufsbe
amtentum insbesondere ge
stärkt werden. Zum Kern des 
Berufsbeamtentums gehöre 
auch die Pflicht des Staates zur 

Alimentation, so Ladebeck an
gesichts der wachsenden Un
terschiede in der Besoldung in 
Bund und Ländern: „Diese 
Pflicht haben die Politiker in 
den letzten Jahren nicht allzu 
ernst genommen und lieber die 
Gerichte entscheiden lassen. 
Das muss wieder anders wer
den. In dieser Frage dürfen die 
Parlamentarier ebenso wenig 
untätig bleiben, wie die Dienst
herren bei den Sorgen der Be
schäftigten im Arbeitsalltag. 
Und, sie sollten sich bei Konflik
ten schützend vor ihre Beschäf
tigten stellen.“ Angesichts zu
nehmender Gewalt vor allem 
gegen Polizisten, Rettungskräf
te und Feuerwehrleute fordert 
der dbb nicht nur härtere Stra
fen für die Täter, sondern auch 
einen behördlichen Rechts
schutz für die Beschäftigten. 
Im Bundesrat stimmte Sach
senAnhalt einer Strafverschär
fung wegen eines Vetos der 
Grünen nicht zu. In der Kenia
Koalition ist vereinbart, dass 
sich das Land bei unterschiedli
chen Auffassungen der Koaliti
onspartner der Stimme enthält. 
„Die Betroffenen haben zu 
Recht kein Verständnis dafür, 
wenn grüne Ideologien zum 
Dogma werden“, sagte der dbb 
Landeschef. 

Die Delegierten nutzten die 
Podiumsdiskussion für kriti
sche Anmerkungen und Fragen 
an die Landtagsabgeordneten, 
wie etwa zu den Themen Teil
zeit und Altersteilzeit, Höher
gruppierungen bei den Tarif
beschäftigten und marode 
Dienstgebäude. 

< Podiumsdiskussion mit Swen Knöchel (Die Linke), Olaf Meister (Bündnis 90/Die Grünen), Rüdiger Erben (SPD), Eva 
Feußner (CDU), Hagen Tober (MDR), André Poggenburg (AfD), Wolfgang Ladebeck (dbb sachsen anhalt) (von links)
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Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer:

Generalversammlung  
in Ludwigsburg
Claus Weselsky heißt der alte und neue Bundes
vorsitzende der Gewerkschaft Deutscher Loko
motivführer. Er wurde am 9. Mai 2017 in Ludwigs
hafen von 95 Prozent der rund 200 Delegierten  
in der Generalversammlung unter dem Motto 
„Mit Tradition in die Zukunft – 150 Jahre GDL“ 
wiedergewählt.

Die beiden stellvertretenden 
Bundesvorsitzenden Norbert 
Quitter und Lutz Schreiber 
wurden ebenfalls mit großer 
Mehrheit in ihrem Amt be
stätigt.

< Solidarität seit  
150 Jahren

Weselsky blickt zurück auf die 
Geschichte der GDL. „Seit 150 
Jahren stehen wir solidarisch 
zusammen. Von der Gründung 
der Hilfskasse zur Verbesse
rung der mangelhaften Alters
versorgung der Lokomotivfüh
rer über die Wiedergründung 

nach dem Verbot durch den 
Nationalsozialismus, dem 
 Zusammenschluss nach der 
deutschdeutschen Wiederver
einigung bis hin zum Flächen
tarifvertrag für das Zugperso
nal in Deutschland gilt: einer 
für alle, alle für einen!“

Die Eisenbahnverkehrsunter
nehmen haben in den vergan
genen Jahren viel Energie da
rauf verwendet, die GDL als 
eigenständigen Tarifpartner in 
ihrem Hause zu verhindern. 
Teils waren harte Arbeitskämp
fe notwendig, um die Arbeits 
und Entgeltbedingungen für 
das Zugpersonal zu verbessern. 
Weselsky: „Mit dem Flächen
tarifvertrag BuRaZugTV haben 
wir ein Markenzeichen für ei
nen fairen Wert der Arbeit 
 etabliert.“

< Nicht auf Erfolgen 
 ausruhen

„Wir werden uns aber nicht  
auf den Erfolgen ausruhen, 
sondern setzen unsere Ziele ge
wissenhaft um“, so der 58Jäh
rige. Zum ersten muss die GDL 
dafür sorgen, dass die Entgelt 
und Arbeitsbedingungen des 
Flächentarifvertrags auch ge
lebt werden. Zum zweiten 
müssen diese Standards, die in 
diesem Jahr bei der Deutschen 
Bahn eingeführt wurden, auf 
den gesamten Eisenbahnver
kehrsmarkt übertragen wer
den. Neben dem Entgeltsystem 

< Geschäftsführender Vorstand mit großer Mehrheit im Amt bestätigt: 
Norbert Quitter, Claus Weselsky und Lutz Schreiber (von links).
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BSBDLandesvorstand im Gespräch mit Justizminister:

JVA Gera wird geschlossen
Nachdem der Thüringer Minister für Migration, Justiz und Verbraucher
schutz am 2. Februar 2017 gegenüber den Beschäftigten der JVA Gera ver
kündet hatte, dass die Anstalt zum Jahresende geschlossen wird, hatte der 
BundderStrafvollzugsbedienstetenLandesverband Thüringen mit Unter
stützung des tbb umgehend um ein Gespräch mit dem Minister gebeten. 
Dieses Gespräch fand dann am 23. Februar 2017 im Thüringer Landtag statt. 

Neben dem Vorsitzenden des 
tbb, Helmut Liebermann, und 
Herrn Haltenhof von der Ge
schäftsstelle hat der BSBDLan
desvorsitzende Jörg Bursian an 
dem Gespräch teilgenommen. 
Gegenüber dem Minister wur
de zunächst besonders deutlich 
kritisiert, dass die Entscheidung 
zur Schließung der JVA Gera 
ohne die gesetzlich vorgesehe
ne Beteiligung der Personal
vertretungen und ohne Betei
ligung der Gewerkschaften 
getroffen worden war und 
auch keine verlässliche Aussage 
zum künftigen Dienstort der 
Beschäftigten getroffen wurde.

Der tbb Vorsitzende machte 
deutlich, dass er in diesen Um
ständen einen Verstoß gegen 
die Beteiligungsvereinbarung 
zwischen der Landesregierung 
und den Spitzenverbänden der 
Gewerkschaften sieht. Darüber 
hinaus hat unser Verband als 
Fachgewerkschaft aber auch 
erhebliche Bedenken hinsicht
lich der dann zu erwartenden 
Belegungs und Unterbrin
gungssituation der Gefange
nen geäußert. Nach einer 
Schließung der JVA Gera wird 
Thüringen, gemessen an der 
Belegungsfähigkeit der Anstal
ten und Berücksichtigung von 
Baumaßnahmen, längere Zeit 

über weniger als 100 freie 
Haftplätze verfügen. Bereits 
jetzt ist Thüringen mit deutli
chem Abstand das Bundesland 
mit dem höchsten Anteil an 
gemeinschaftlicher Unterbrin
gung der Gefangenen, obwohl 
der Gesetzgeber mit dem 2014 
in Kraft getretenen Thüringer 
Justizvollzugsgesetzbuch die 
Einzelunterbringung der Ge
fangenen als Ziel formuliert 

hat. Darüber hinaus ist bun
desweit entgegen zurücklie
gender Jahre ein deutlicher An
stieg der Gefangenenzahlen zu 
verzeichnen, von dem Thürin
gen bisher verschont geblieben 
ist. Es ist fraglich, wie auf einen 
eventuellen Anstieg auch in 
Thüringen reagiert werden soll. 
Wegen dieser Umstände hatte 
der BSBD vorgeschlagen, die 
JVA Gera mit einer veränderten 

Zuständigkeit gegebenenfalls 
auch als Zweiganstalt der JVA 
Hohenleuben weiter zu betrei
ben und damit auch über eine 
Reserve an Haftplätzen zu ver
fügen, auf die gegebenenfalls 
kurzfristig zurückgegriffen 
werden könnte.

Minister Lauinger hatte eine 
schriftliche Mitteilung zu ein
zelnen Fragen sowie eine Prü
fung unseres Vorschlages zu
gesichert. 

Nachdem im „Newsletter“ des 
Ministeriums die gute Zusam
menarbeit mit den Gewerk
schaften gelobt worden war 
und wir nahezu zeitgleich er
fahren mussten, dass an den 

< T. Schneider (Vizepräsident LG Erfurt, Abteilungsleiter Justizvollzug im TMMJV), S. Grollmitz (stellvertretende 
 Landesvorsitzende BSBD), J. Bursian (Landesvorsitzender BSBD), U. Hoßfeld (stellvertretender Landesvorsitzender 
BSBD), U. Allgäuer (stellvertretender Landesvorsitzender BSBD), S. Luft (Landesschatzmeisterin BSBD) und A. Hum
mel (Vorsitzender BSBD Ortsverband Hohenleuben) (von links).
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für das Zugpersonal ist dies 
insbesondere eine stabilere 
Planbarkeit der Schichten. „Nur 
mit attraktiven Rahmenbedin
gungen werden junge Men
schen auch künftig noch den 

Beruf des Lokomotivführers 
oder des Zugbegleiters wählen 
und das ist dringend nötig bei 
dem leergefegten Arbeits
markt.“ Zum dritten muss das 
umweltfreundlichste Verkehrs

mittel Schiene endlich mehr 
Land gewinnen. „Nur ein zu
kunftsfähiges Eisenbahn
system gewährt dauerhaft 
 Arbeitsplätze für das Zugper
sonal“, so der GDLBundes

vorsitzende. Dazu hat die Ge
neralversammlung auch einen 
Leitantrag verabschiedet. Für 
die GDL als älteste Berufsge
werkschaft in Deutschland gibt 
es immer noch viel zu tun. 
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Schließungsplänen festgehal
ten wird, obwohl die uns zuge
sicherten Antworten noch 
nicht vorgelegen hatten, ha
ben wir mit Unterstützung des 
tbb darauf hingewiesen, dass 
wir in Anbetracht der genann
ten Umstände, aber auch vieler 
anderer offenen Fragen die 
 Zusammenarbeit anders ein
schätzen müssen und sich die 
Frage aufdrängt, ob man aus 
Sicht des BSBD überhaupt von 
einer solchen sprechen kann. 
Der tbb hat sich darüber hin
aus erneut schriftlich an den 
Minister gewandt und diese 
Verfahrensweise scharf kriti
siert. Quasi zeitgleich hat uns 
Herr Schneider (Vizepräsident 
des Landgerichts Erfurt und 
Abteilungsleiter Justizvollzug 
im TMMJV) informiert, dass die 
JVA Gera entgegen unseres 
Vorschlages definitiv geschlos
sen wird, und uns auch ein Ge
spräch zu diesem Thema und 
anderen, aus unserer Sicht of
fenen Fragen angeboten. Herr 
Schneider hat die Funktion des 
Abteilungsleiters Justizvollzug 
im Februar dieses Jahres über
nommen, als die beabsichtigte 
Schließung der JVA Gera be
reits öffentlich verkündet wor
den war. Dieses Gesprächs
angebot haben wir natürlich 
gerne angenommen. Zwi
schenzeitlich erfolgte auch die 
schriftliche Antwort des Minis
ters an den tbb zu den im Ge
spräch vom 23. Februar 2017 
aufgeworfenen Fragen. Aus 
dieser Antwort geht hervor, 
dass unsere Bedenken nicht 
geteilt werden und man im 
TMMJV davon ausgeht, dass 
die Haftplätze auch in Zukunft 
reichen werden. Auf die Frage, 
wie viele Beschäftigte an An
stalten außerhalb von Ostthü
ringen, gegebenenfalls auch 
ohne ihre Zustimmung, ver
setzt oder abgeordnet werden 
sollen, wurde mitgeteilt, dass 
gegenwärtig vier Beschäftigte 
an entsprechende Anstalten 
versetzt werden sollen – alle 
mit ihrer Zustimmung. Unser 
Verband hält die Entscheidung 
zur Schließung der JVA Gera 
trotz alledem für falsch – muss 
sie aber letztlich akzeptieren. 

Zwischenzeitlich hat sich Mi
nister Lauinger schriftlich auch 
zu unseren Forderungen zur 
Angleichung der JVAZulage an 
die Zulage für Polizeivollzugs
beamte und zur Frage von Stel
lenhebungen zur Verbesserung 
der Beförderungssituation po
sitioniert und versichert, dass 
er diese Forderungen in die 
Haushaltsverhandlungen ein
gebracht hat. Auch wenn diese 
Forderungen für den neuen 
Doppelhaushalt nicht durchge
setzt wurden, muss man aus 
unserer Sicht dieses erstmalige 
klare Bekenntnis eines Justiz
ministers anerkennen, da bis
her das TFM stets darauf ver
wiesen hatte, dass solche 
Forderungen aus dem Justiz
ressort nicht bekannt sind und 
daher keine Berücksichtigung 
finden könnten. Die Verhand
lungen zum nächsten Haushalt 
werden im Wahljahr 2019 
stattfinden. Wir werden dann 
unter Hinweis auf dieses klare 
Votum feststellen können, wie 
ernst unsere Anliegen insge
samt genommen werden. Die 
bisherige Argumentation ge
gen diese Maßnahmen wird 
dann nicht mehr greifen.

Das Gespräch mit Herrn 
Schneider fand am 16. Mai 
2017 im TMMJV statt. Der 
BSBD war nahezu komplett  
mit seinem Landesvorstand 
vertreten. Nach einer kurzen 
Vorstellungsrunde wurde ein
gangs durch den Landesvorsit
zenden dargestellt, welche 
Umstände zur Kritik an der Zu
sammenarbeit geführt haben 
und die Schließung der JVA 
Gera vom BSBD insofern leider 
als Höhepunkt einer längeren 
negativen Entwicklung ange
sehen wird.

Die Hoffnungen auf eine gute 
Zusammenarbeit, die im Feb
ruar 2015 im Gespräch zwi
schen der Staatssekretärin 
Dr. Albin und dem damaligen 
Landesvorstand geweckt wur
den, hatten sich leider nicht 
erfüllt.

Vielmehr mussten wir zur 
Kenntnis nehmen, dass viele 

Fragen der Organisation und 
der künftigen Entwicklung  
des Justizvollzuges oft ohne 
erkennbares Ziel und ohne 
 Vorgaben auf den Prüfstand 
gestellt wurden und echte 
 Probleme in den Hintergrund 
getreten sind. Die Beteiligung 
erstreckte sich, sofern es über
haupt eine solche gab, auf das 
bloße Verkünden von Sachver
halten oder vermeintlichen Lö
sungsansätzen – passiert ist, 
von einer aus unserer Sicht un
nötigen Verunsicherung der 
Beschäftigten abgesehen, je
denfalls effektiv nichts. Herr 
Schneider teilte uns mit, dass 
unsere Kritik ihn unerwartet 
erreicht hat und er diese sehr 
ernst nimmt. Dem TMMJV und 
ihm als Abteilungsleiter sei 
eine gute Zusammenarbeit 
wichtig, auch wenn es natur
gemäß zu bestimmten Um
ständen unterschiedliche 
 Auffassungen gibt beziehungs
weise geben muss. Wesent
licher Schwerpunkt des Ge
sprächs waren natürlich 
zunächst Fragen im Zusam
menhang mit der Schließung 
der JVA Gera, vor allem hin
sichtlich des künftigen Einsat
zes der Beschäftigten. Einer 
größeren Zahl an Bediensteten 
wird ermöglicht, auf Antrag in 
den Laufbahnzweig der allge
meinen Justiz zu Gerichten zu 
wechseln, die Mehrheit der Be
schäftigten wird aber künftig 
in der JVA Hohenleuben tätig 
sein. Schwierig beziehungs
weise gegenwärtig nicht um
setzbar ist der Wunsch einiger 
 Kollegen aus Gera, in den 
 Justizvollzug des Freistaates 
Sachsen versetzt zu werden. 
Entsprechende Gespräche sind 
aber noch nicht abgeschlossen.

Herr Schneider teilte mit, dass 
die Beschäftigten der JVA Gera 
noch vor den Sommerferien 
eine verbindliche Mitteilung zu 
ihrem künftigen Einsatzort 
 erhalten sollen.

Weitere Details sollen in einer 
Anstaltsleitertagung am 1. Juni 
2017 erörtert und danach auch 
kommuniziert werden. Weite
rer Schwerpunkt waren allge

meine Fragen zur Personalsitu
ation. Der BSBD hat erneut die 
Erforderlichkeit einer Personal
berechnung, losgelöst vom so
genannten Betreuungsschlüs
sel (Verhältnis der Zahl der 
 Beschäftigten zur Zahl an In
haftierten) dargestellt. Gespro
chen wurde auch über die For
derung des BSBD, im mittleren 
allgemeinen Vollzugsdienst die 
Dienstpostenbündelung der 
Ämter von A 7 bis A 9 vorzu
nehmen. Herr Schneider teilte 
uns mit, dass es in Kürze Beför
derungen geben wird. Das 
TMMJV will alle Beförderungs
möglichkeiten ausschöpfen, 
sodass mit der Ausschreibung 
von rund 50 Beförderngsstel
len gerechnet werden kann. 
Unter Anrechnung der im letz
ten Jahr durchgeführten Aus
schreibungen würde dann 
auch im Justizvollzug der Kabi
nettsbeschluss, wonach im 
laufenden Doppelhaushalt bis 
zu zehn Prozent der Beschäf
tigten befördert werden kön
nen, nahezu umgesetzt. Dies 
entspricht unseren Forderun
gen und wird von uns aus
drücklich begrüßt. Leider ist es 
aber eben auch so, dass auf
grund anhängiger Konkurren
tenstreitverfahren nicht alle 
Beförderungen durchgeführt 
werden können und sich dies 
auf die einzelnen Anstalten 
auswirken wird (in den Anstal
ten mit anhängigen Verfahren 
können entsprechende Be
förderungsämter nicht aus
geschrieben werden). Nach 
Auffassung der Vorstandsmit
glieder ist das Gespräch mit 
Herrn Schneider sehr konstruk
tiv und ehrlich verlaufen. Herr 
Schneider hat uns versichert, 
dass wir uns mit Problemen 
und unseren Belangen jeder
zeit auch kurzfristig an ihn 
wenden können. Wir haben 
den Eindruck, dass unsere Pro
bleme und unsere Kritik ernst 
genommen werden und dass 
das TMMJV ernsthaft bemüht 
ist, die Zusammenarbeit in 
beidseitigem Interesse zu 
 verbessern.

J. Bursian,  
Landesvorsitzender BSBD

> dbb regional magazin | Juni 2017

dbb regional>

Th
ür

in
ge

n

18



BDF Thüringen:

„Possen“ um den Possen 
„Mit 1 000 Hektar können wir uns nicht mehr 
 zufrieden geben. Wir brauchen 2 500 Hektar.“  
So die Ansage einer unersättlichen Ministerin 
Anja Siegesmund in der Sendung „Fakt ist“ des 
mdr am 22. Mai 2017.

Warum nunmehr 2 500 statt 
1 000? Weil es um Macht geht. 
Der Naturschutz wird in Thü
ringen zunehmend Spielball 
politischer Profilierung. War
um? Nach dem Ergebnis der 
diesjährigen Landtagswahlen 
dämmert es der Ministerin of
fensichtlich, dass mit ihrer Poli
tik der Verunglimpfung aller 
Forstleute (Kahlschlagslobby, 
Raubbau am Wald) und der 
vorsätzlichen Spaltung der Ge
sellschaft in „Schützer“ und 
andere in Thüringen kein Pokal 
mehr zu gewinnen ist. Somit 
bleibt nur die Flucht nach vorn 
Richtung Berlin. Dazu ist aber 
ein großes Projekt als „Emp
fehlung“ erforderlich. Und 
wenn man das gegen großen 
Widerstand durchsetzen kann, 
umso besser! Hierzu wird alles, 
was sich als „Naturschutz“ be
zeichnet, mobilisiert. Durch ge
schickte Weglassungen und 
„mantraartiges“ beschwören 
von „nur“ fünf Prozent Stillle
gung wird versucht, die Bevöl
kerung von dem eigentlichen 

Ziel, Macht auf der Fläche und 
gegebenenfalls persönlicher 
Profilierung, abzulenken.

Wenn es denn tatsächlich um 
Naturschutz gehen würde, 
dann müsste sich die Ministe
rin auf die tatsächlich schutz
würdigen Flächen konzentrie
ren. Diese spielen (noch) keine 
Rolle. Es geht ausschließlich 
um große (Forst)Flächen. Dass 
dabei die von der Bundesrepu
blik an Naturschutzverbände 
zum Zweck der Stilllegung 
übertragenen Flächen von 
mehreren Tausend Hektar 
möglichst unberücksichtigt 
bleiben sollen, hat wirtschaftli
che Gründen. Während diesel
be Ministerin Förstern Raub
bau am Wald vorwirft (den sie 
bis heute nicht belegen kann), 
sollen die Naturschutzverbän
de wirtschaften dürfen. Wenn 
dann noch bekannt wird, das 
im Grünen Band in Thüringen 
(ehemaliger Grenzstreifen) der 
in Regie der Stiftung Natur
schutz in ihrem Hause steht, 

mittels Kahlschlägen bei di
cken Fichtenaltholz „Waldum
bau“ betrieben wird, sieht man 
die Wahrheit der Bestrebungen 
dieser Ministerin.

Währenddessen die staatliche 
Forstwirtschaft in Thüringen 
sich einer kahlschlagsfreien Be
wirtschaftung der Wälder ver
schrieben hat, lässt die Minis
terin im „fetten Holz“ Erträge 
scheffeln. Die Frage, wer hier 
nicht nur „Kahlschlagslobby“, 
sondern tatsächlich „Kahl
schlägerin“ ist, steht damit 
wohl fest.

Die Förster in Thüringen ste
hen für einen integrativen 
 Naturschutz. Alle Waldfunktio
nen – auch die der Forstwirt
schaft – sind fast überall leist
bar. Hierzu bedarf es keiner 
Stilllegung von 2 500 Hektar 
am Stück (so denn die Ministe
rin damit zufrieden sein sollte). 
Wenn die Diskussion dann be
reits so weit ist, dass die sonst 
so viel beschworene biologi
sche Vielfalt und Biodiversität 
nicht mehr entscheidend ist, 
sondern es um Prozessbeob
achtung geht, sollte auf die 
Ressourcen zurückgegriffen 
werden, die bereits flächig in 
Thüringen vorhanden sind. Der 
Nationalpark Hainich mit 7 000 

Hektar überwiegend Buchen
altbeständen am Stück und 
deshalb Weltnaturerbe und 
permanent wissenschaftlich 
erforscht sollte als Prozess
beobachtungsfläche ausrei
chend sein. Was nutzt es, 
wenn es dazu eine zweite 
 Fläche gibt, wo sich Totholz
bewohner wohlfühlen – nach 
den Menschen fragt ja keiner. 
Wichtiger erscheint doch, das 
auf der Gesamtfläche immer 
wieder punktuell Lebensmög
lichkeiten vorhanden sind und 
sich somit nicht nur zwei Ge
biete entwickeln können, son
dern eine landesweite Verbrei
tung möglich wird. Wie hoch 
wird das Engagement der 
Forstbeschäftigten sein, wenn 
immer wieder ihre guten Be
wirtschaftungsansätze zu ei
nem integrativen Naturschutz 
zu einem Stilllegungsergebnis 
führen? Das, was über Jahre an 
Änderung der Bewirtschaftung 
erreicht wird, wird durch die 
ideologisch verbrämte Politik 
der Thüringer Umweltministe
rin vorsätzlich und systema
tisch zerstört. Aber Nachhaltig
keit haben ja auch Förster 
erfunden. 

Andreas Schiene,  
Bund Deutscher Forstleute 
 Landesverband Thüringen
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